
   

Referentenentwurf 

der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Seearbeitsgesetzes 

A. Problem und Ziel 

Die Internationale Arbeitskonferenz der Internationalen Arbeitsorganisation hat auf ihrer 
105. Sitzung am 9. Juni 2016 Änderungen des Seearbeitsübereinkommens, 2006 (Seear-
beitsübereinkommen) beschlossen. Die Änderungen wurden von den Vertragsstaaten am 
8. Juli 2018 angenommen und treten am 8. Januar 2019 in Kraft.  

Die Änderungen betreffen Regelungen in Bezug auf das Seearbeitszeugnis eines See-
schiffes. Bei einem Seearbeitszeugnis handelt es sich um ein schiffsbezogenes Doku-
ment, mit dessen Hilfe die Einhaltung der Anforderungen des Seearbeitsübereinkommens 
überprüft werden kann. Das Seearbeitszeugnis ist im Original nach den Vorgaben des 
Seearbeitsübereinkommens an Bord eines Schiffes mitzuführen. Die Änderungen haben 
zum Ziel, die kurzzeitige Verlängerung eines Seearbeitszeugnisses für den Fall zu ermög-
lichen, dass nach einer Erneuerungsüberprüfung ein neues Seearbeitszeugnis nicht sofort 
ausgestellt und an Bord verfügbar gemacht werden kann.  

Deutschland hat das Seearbeitsübereinkommen am 16. August 2013 ratifiziert und unter 
anderem durch das am 1. August 2013 in Kraft getretene Seearbeitsgesetz (SeeArbG) 
umgesetzt. Nach dem SeeArbG besteht bereits heute die Möglichkeit einer kurzzeitigen 
Verlängerung der Gültigkeit des Seearbeitszeugnisses für genau den Fall, den die Ände-
rungen des Seearbeitsübereinkommens nun auch international regeln. Eine solche Ver-
längerung kann auf Antrag durch die Ausstellung eines Kurzzeitzeugnisses gewährt wer-
den. Jedoch weichen die Vorgaben des geänderten Seearbeitsübereinkommens hinsicht-
lich der Form und des Zeitrahmens für die kurzzeitige Verlängerung der Gültigkeit des 
Seearbeitszeugnisses von denen des SeeArbG ab. 

B. Lösung 

Um den geänderten Vorgaben des Seearbeitsübereinkommens gerecht zu werden, sind 
Änderungen des SeeArbG erforderlich. Die entsprechende innerstaatliche Inkraftsetzung 
der Änderungen des Seearbeitsübereinkommens erfolgt durch das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales im Verordnungswege. 

Die Vorschriften zum Kurzzeitzeugnis im SeeArbG werden dahingehend abgeändert, 
dass künftig kein separates Kurzzeitzeugnis für den Fall der erforderlichen Verlängerung 
nach einer Erneuerungsprüfung erteilt wird, sondern die kurzzeitige Verlängerung auf dem 
zum Zeitpunkt der Erneuerungsprüfung noch gültigen Seearbeitszeugnis vermerkt wird. 
Gleichzeitig wird die Höchstfrist für eine kurzzeitige Verlängerung der Gültigkeit des See-
arbeitszeugnisses an die Vorgaben des Seearbeitsübereinkommens angepasst.  

C. Alternativen 

Keine. 
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Keiner. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Keiner. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Keiner. 

F. Weitere Kosten 

Keine. 
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Referentenentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Seearbeitsgesetzes 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Seearbeitsgesetzes 

Das Seearbeitsgesetz vom 20. April 2013 (BGBl.I S. 868), das zuletzt durch Art 1 des 
Gesetzes vom 22.12.2015 geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird in der Angabe zu § 131 das Wort „Kurzzeitzeugnis“ durch 
die Wörter „kurzzeitige Verlängerung der Gültigkeit des Seearbeitszeugnisses“ er-
setzt.  

2. In der Überschrift zu § 131 wird das Wort „Kurzzeitzeugnis“ durch die Wörter „kurzzei-
tige Verlängerung der Gültigkeit des Seearbeitszeugnisses“ ersetzt.  

3. § 131 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Wörter „ein Seearbeitszeugnis als Kurzzeitzeugnis“ durch 
die Wörter „die kurzzeitige Verlängerung der Gültigkeit eines Seearbeitszeugnis-
ses“ ersetzt.  

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Das amtlich anerkannte Seearbeitszeugnis wird als 

 1. amtlich anerkanntes vorläufiges Seearbeitszeugnis oder 

2. amtlich anerkannte kurzzeitige Verlängerung der Gültigkeit des Seear-
beitszeugnis nach Absatz 2 

ausgestellt und tritt jeweils an die Stelle eines vorläufigen Seearbeitszeugnisses 
oder einer kurzzeitigen Verlängerung der Gültigkeit eines Seearbeitszeugnisses 
nach Absatz 2.“ 

bb) In Satz 3 wird das Wort „Kurzzeitzeugnisses“ durch die Wörter „einer kurz-
zeitigen Verlängerung der Gültigkeit eines Seearbeitszeugnisses nach Ab-
satz 2 ersetzt“ 

c) In Absatz 4 werden nach den Wörtern „Das vorläufige Seearbeitszeugnis“ das 
Komma und die Wörter „das Kurzzeitzeugnis“ gestrichen und nach der Angabe 
„Absatz 3“ wird die Angabe „Nummer 1“ eingefügt. 

aa) Der Wortlaut wird Satz 1. 

bb) Folgender Satz 2 wird angefügt: 
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4. „Die kurzzeitige Verlängerung der Gültigkeit eines Seearbeitszeugnisses nach Absatz 
2 und das amtlich anerkannte Seearbeitszeugnis nach Absatz 3 Nummer 2 gelten 
vorbehaltlich des Absatzes 5 längstens für fünf Monate ab dem Tag des Ablaufs des 
bestehenden Zeugnisses. Der Beginn der fünfjährigen Gültigkeitsdauer des erneut er-
teilten Seearbeitszeugnisses richtet sich nach § 5 Absatz 2 Nummer 1 der Seear-
beitsüberprüfungsverordnung. In §136 Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „des 
Kurzzeitzeugnisses“ durch die Wörter „der kurzzeitigen Verlängerung der Gültigkeit 
des Seearbeitszeugnisses“ ersetzt.  

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Die Internationale Arbeitskonferenz der Internationalen Arbeitsorganisation hat auf ihrer 
105. Sitzung am 9. Juni 2016 Änderungen des Seearbeitsübereinkommens, 2006 (Seear-
beitsübereinkommen) beschlossen. Die Änderungen wurden von den Vertragsstaaten am 
8. Juli 2018 angenommen und treten am 8. Januar 2019 völkerrechtlich in Kraft.  

Die Änderungen betreffen die Regelungen in Bezug auf das Seearbeitszeugnis eines 
Seeschiffes. Bei einem Seearbeitszeugnis handelt es sich um ein schiffsbezogenes Do-
kument, mit dessen Hilfe die Einhaltung der Anforderungen des Seearbeitsübereinkom-
mens überprüft werden kann. Das Seearbeitszeugnis ist im Original nach den Vorgaben 
des Seearbeitsübereinkommens an Bord eines Schiffes mitzuführen. Die Änderungen 
haben zum Ziel, die Verlängerung eines Seearbeitszeugnisses eines Schiffes für den Fall 
zu ermöglichen, in dem ein neues Seearbeitszeugnis nach einer Erneuerungsprüfung 
nicht sofort ausgestellt und an Bord verfügbar gemacht werden kann. Somit existiert nun 
auch international eine Regelung für die Überbrückung der Zeitspanne zwischen einer 
bereits durchgeführten Erneuerungsprüfung und der Ausstellung und Übermittlung des 
neuen Zeugnisses an Bord des Schiffes. Damit trägt auch das Seearbeitsübereinkommen 
den praktischen Bedürfnissen der Schifffahrt Rechnung. Gleichzeitig wird das Verfahren 
zur Erneuerung von Seearbeitszeugnissen an die Verfahren angepasst, welche die Über-
einkommen der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation an die Erneuerung von Zeug-
nissen stellt. 

Nach dem SeeArbG besteht bereits heute die Möglichkeit einer kurzzeitigen Verlängerung 
der Gültigkeit des Seearbeitszeugnisses für genau den Fall, den die Änderungen des 
Seearbeitsübereinkommens nun auch international regeln. Eine solche Verlängerung 
kann in Deutschland auf Antrag durch die Ausstellung eines Kurzzeitzeugnisses gewährt 
werden. Jedoch weichen die Vorgaben des geänderten Seearbeitsübereinkommens hin-
sichtlich der Form und des Zeitrahmens für die kurzzeitige Verlängerung der Gültigkeit 
des Seearbeitszeugnisses von den Vorgaben SeeArbG ab und müssen daher angepasst 
werden. Die entsprechende innerstaatliche Inkraftsetzung der Änderungen des Seear-
beitsübereinkommens erfolgt durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im 
Verordnungswege. Ermächtigungsgrundlage hierfür ist Artikel 2 des Gesetzes zu dem 
Seearbeitsübereinkommen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Die Umsetzung der Änderungen des Seearbeitsübereinkommens in nationales Recht 
macht eine Änderung des SeeArbG erforderlich.  

Die Vorschriften zu dem im SeeArbG geregelten Kurzzeitzeugnis finden sich im Wesentli-
chen in § 131 SeeArbG. Hiernach kann bisher auf Antrag ein Kurzzeitzeugnis ausgestellt 
werden, wenn ein Seearbeitszeugnis nach einer Erneuerungsprüfung nicht sofort ausge-
stellt und an Bord verfügbar gemacht werden kann. Diese Regelungen sind aufgrund der 
Änderungen des Seearbeitsübereinkommens jedoch zu ändern, da die internationalen 
Vorgaben kein separates Zeugnis wie das Kurzzeitzeugnis für die Verlängerung eines 
Seearbeitszeugnisses vorsehen. Die Neuregelung sieht vielmehr vor, dass die Verlänge-
rung der Gültigkeit des Seearbeitszeugnisses auf dem zur Zeit der Erneuerungsprüfung 
gültigen Seearbeitszeugnis vermerkt wird. Damit die Vorschriften im SeeArbG in Einklang 
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mit den völkerrechtlichen Vorgaben des Seearbeitsübereinkommens stehen, ist das Kurz-
zeitzeugnis aus dem SeeArbG zu streichen. An seine Stelle tritt die Möglichkeit der Ver-
längerung der Gültigkeit eines Seearbeitszeugnisses durch Hinzufügen eines festgelegten 
Textes.  

Gleichzeitig wird die Höchstdauer für eine Verlängerung der Gültigkeit des Seearbeits-
zeugnisses an die Vorgaben des Seearbeitsübereinkommens angepasst. Die Höchstdau-
er eines Kurzzeitzeugnisses beträgt bisher nach § 131 Absatz 4 SeeArbG sechs Monate, 
wohingegen das geänderte Seearbeitsübereinkommen eine Verlängerung der Gültigkeit 
des Seearbeitszeugnisses von höchstens fünf Monaten gewährt.  Damit ist auch hier eine 
Anpassung erforderlich.  

III. Alternativen 

Keine.  

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus der konkurrierenden Gesetzge-
bungskompetenz nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1, 12 und 21 des Grundgesetzes 
(GG). Der Bund macht nach Artikel 72 Absatz 1 GG von seiner Gesetzgebungskompe-
tenz auf den Gebieten des Arbeitsrechts, des Arbeitsschutzes, der Arbeitsvermittlung, der 
Sozialversicherung sowie der Hochsee- und Küstenschifffahrt Gebrauch.   

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen, 
die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. Er dient der Umset-
zung der Änderungen des Seearbeitsübereinkommens in nationales Recht. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Nachhaltigkeitsaspekte 

Der Entwurf regelt die Form und Höchstdauer der Verlängerung eines Seearbeitszeugnis-
ses für Seeschiffe. Eine Nachhaltigkeitsrelevanz des Entwurfs ist nicht ersichtlich. 

2. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

3. Erfüllungsaufwand 

 Keiner. 

4. Weitere Kosten 

 Keine. 

5. Weitere Gesetzesfolgen 

Keine. 
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B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Seearbeitsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Änderung der Inhaltsübersicht) 

Die Inhaltsübersicht wird an den geänderten § 131 angepasst. 

Zu Nummer 2 (Änderung der Überschrift des § 131) 

Die Überschrift wird an den geänderten § 131 angepasst.  

Zu Nummer 3 (Änderung des § 131) 

Der Begriff des Kurzzeitzeugnisses wird durch die Formulierung „kurzzeitige Verlängerung 
der Gültigkeit des Seearbeitszeugnis“ ersetzt. Für den in § 131 Absatz 2 geregelten Fall 
wird somit kein separates Zeugnis mehr ausgestellt, sondern die Gültigkeit des bestehen-
den Seearbeitszeugnisses wird durch Hinzufügen eines festgelegten Textes kurzzeitig 
verlängert. Ebenso wird die Höchstdauer für eine kurzzeitige Verlängerung der Gültigkeit 
des Seearbeitszeugnisses nach Absatz 2 von sechs auf fünf Monate festgelegt.  

Zu Nummer 4 (Änderung des § 136) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Änderung des § 131. 

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.  

 

 


